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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 

1968, 1969 und 1970 

— Drucksache V/2233 — 


A. Bericht des Abgeordneten Russe (Bochum) 


Die Vorlage wurde am 8. November 1967 dem 
Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
überwiesen. Der Gesetzentwurf wurde notwendig, 
weil die Geltungsdauer des Gesetzes über das Zoll- 
kontingent für feste Brennstoffe 1965, 1966 und 1967 
am 31. Dezember 1967 abläuft. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf beabsichtigt 
die Bundesregierung die 1959 zum Schutz des deut- 
schen Steinkohlenbergbaus eingeführte Kohlenzoll- 
regelung auch für die nächsten drei Jahre — im 
wesentlichen unverändert — fortzuführen. Der 
Kohlenzoll in Höhe von 20 DM/t bleibt erhalten. 
Auch ein zollfreies Kohlekontingent soll aus wich- 
tigen handelspolitischen und binnenwirtschaftlichen 
Gründen in praktisch unveränderter Höhe fortbe- 
stehen, wenn auch nicht als Gesamtkontingent für 
drei Jahre, sondern in Form von Jahreskontingenten 
in Höhe von je 6 Mio t. 

Neben der schon im geltenden Kohlenzollgesetz 
bestehenden Möglichkeit zur Erhöhung des zollfreien 


Kontingents ist nunmehr auch ein Weg zu einer 
Senkung um den gleichen Prozentsatz vorgesehen. 

Die Aufteilung des Zollkontingents auf die Impor- 
teure soll — mit einem praktisch gegenüber dem 
bisherigen Zustand unveränderten Ergebnis — 
unter Zugrundelegung einer neuen, zeitnahen Refe- 
renzperiode erfolgen. 

In einer längeren Diskussion billigte der Aus- 
schuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen die Re- 
gierungsvorlage mit der Maßgabe, daß eine von der 
Bundesregierung nicht vorgesehene Möglichkeit zur 
Verlängerung von Kontingentscheinen der laufen- 
den und der kommenden Kontingentperiode in das 
Gesetz aufgenommen wird. Bei der Erörterung des 
Entwurfs im Ausschuß behandelte dieser auch die 
Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf der 
Bundesregierung. Mit Rücksicht auf die derzeitige 
Lage im deutschen Steinkohlenbergbau glaubte der 
Ausschuß jedoch, sich dieser Stellungnahme nicht 
anschließen zu können. 


Bonn, den 29. November 1967 


Russe (Bochum) 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2233 — mit fol- 
genden Änderungen anzunehmen: 

1. In § 6 Abs. 2 wird das Zitat „§ 4 Satz 3" durch 
das Zitat „§ 4 Satz 2“ ersetzt. 

2. Der bisherige Wortlaut des § 7 wird Absatz 1; 
folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„ (2) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
kann die Gültigkeit von Kontingentscheinen, die 
aufgrund des Gesetzes über das Zollkontingent 


für feste Brennstoffe 1965, 1966 und 1967 vom 
22. Dezember 1964 (Bundesgesetzbl. II S. 1967) 
erteilt worden sind, bis zum 31. Januar 1968 ver- 
längern und Kontingentscheine für die Jahre 1968 
und 1969 bis zum 31. Januar des nächsten Kalen- 
derjahres gültig stellen.“ 

3. In § 9 Abs. 1 Nr. 5 heißt es statt „drei Tage" 
„drei Tagen". 

4. In § 11 Abs. 1 werden hinter den Worten „des 
Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft“ die 
Worte „oder des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft“ eingefügt. 


Bonn, den 29. November 1967 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Russe (Bochum) 

Berichterstatter 
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